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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zum Tagesordnungspunkt 8 über den Ausschluss 

des Bezugsrechts und des Andienungsrechts bei Erwerb und Veräußerung eigener Aktien gemäß 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien im Umfang von bis zu 10 % des 

Grundkapitals soll der Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien zu jedem zulässigen 

Zweck zu erwerben und diese insbesondere zur Finanzierung von Unternehmenszusammenschlüs-

sen und -käufen, zur Weitergabe an Dritte gegen Barzahlung, zur Erfüllung von Verpflichtungen aus 

Wandel-/Optionsschuldverschreibungen oder zur Weitergabe an Arbeitnehmer zu verwenden oder 

die Aktien einzuziehen. Die Ermächtigung soll der Gesellschaft größtmögliche Flexibilität geben. Bei 

dem Tagesordnungspunkt 8 handelt es sich um Vorratsbeschlüsse. Es bestehen derzeit keine Pläne, 

ein Aktienrückkaufprogramm aufzulegen. 

Neben dem Erwerb über die Börse soll auch der Erwerb eigener Aktien durch ein öffentliches 

Kaufangebot beziehungsweise eine öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Angeboten, durch die 

Gesellschaft selbst oder durch mit ihr im Sinne von §§ 15 ff. Aktiengesetz verbundene Unternehmen 

oder für ihre oder deren Rechnung handelnde Dritte erfolgen können. Sofern die Zahl der zum Kauf 

angedienten beziehungsweise angebotenen Aktien der Gesellschaft das von der Gesellschaft insge-

samt zum Erwerb vorgesehene Volumen übersteigt, kann der Erwerb unter Ausschluss des Andie-

nungsrechts der Aktionärinnen und Aktionäre statt nach dem Verhältnis der Beteiligungsquoten 

nach dem Verhältnis der angedienten beziehungsweise angebotenen Aktien je Aktionärin/Aktionär 

erfolgen, um das Zuteilungsverfahren zu vereinfachen. Dieser Vereinfachung dient auch die Mög-

lichkeit der bevorrechtigten Berücksichtigung geringer Stückzahlen bis zu 150 Stück angedienter 

Aktien je Aktionärin/Aktionär und die Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen. Der Vorstand 

hält einen darin liegenden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der Akti-

onärinnen und Aktionäre für sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionärinnen und Akti-

onären für angemessen. 

Die auf Basis der Ermächtigung durch die Hauptversammlung vom 19. Mai 2021 erworbenen eige-

nen Aktien sollen in definierten Fällen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionärinnen und 

Aktionäre verwendet werden können: 

Es soll nach der unter Tagesordnungspunkt 8 lit. b)(1) vorgeschlagenen Ermächtigung möglich sein, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder 

durch ein Angebot an alle Aktionärinnen und Aktionäre gegen Barzahlung zu veräußern. Vorausset-

zung einer solchen Veräußerung ist, dass der erzielte Preis den Börsenpreis von Aktien gleicher 

Ausstattung der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet (ohne 

Erwerbsnebenkosten). Die Möglichkeit der Veräußerung zurückerworbener eigener Aktien gegen 

Barzahlung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionärinnen und Aktionäre dient dem Inte-

resse der Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen Preises bei Veräußerung der eigenen 

Aktien. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts wird eine Platzierung nahe am Börsenpreis ermög-

licht, so dass der bei Bezugsrechtsemissionen übliche Abschlag entfällt. Durch den umgehenden 

Mittelzufluss wird die Unsicherheit der künftigen Börsenentwicklung vermieden. Der rechnerische 

Anteil am Grundkapital, der auf so veräußerten Aktien entfällt, darf insgesamt 10 % des Grundka-

pitals der Gesellschaft im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung oder – falls dieser Wert 
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geringer ist – der Ausnutzung der Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien unter Bezugs-

rechtsausschluss nicht überschreiten. Mit der Orientierung des Veräußerungspreises am Börsen-

kurs wird dem Verwässerungsschutzinteresse Rechnung getragen und das Vermögens- und Stimm-

rechtsinteresse der Aktionärinnen und Aktionäre angemessen gewahrt. Die Verwaltung wird sich 

bei Festlegung des Veräußerungspreises unter Berücksichtigung der Gegebenheiten des Marktes 

bemühen, einen etwaigen Abschlag vom Börsenpreis so niedrig wie möglich zu halten. Die Aktionä-

rinnen und Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Zukauf von 

Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten, während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionärin-

nen und Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden, um kurzfristig günstige Börsen-

situationen zu nutzen. Durch die vorgesehene Anrechnungsklausel wird sichergestellt, dass die An-

zahl der unter erleichtertem Bezugsrechtsausschluss in entsprechender Anwendung von § 186 

Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz veräußerten eigenen Aktien zusammen mit anderen Aktien, die in direk-

ter oder entsprechender Anwendung dieser Vorschrift unter Ausschluss des Bezugsrechts der Akti-

onärinnen und Aktionäre während der Laufzeit der Erwerbsermächtigung bis zur Ausnutzung der 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei der Verwendung erworbener eigener Aktien ausge-

geben oder veräußert wurden, die Grenze von 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt. Anzurech-

nen sind weiterhin auch Aktien, die zur Bedienung von Wandlungs-/Optionsrechten bzw. Wand-

lungs-/Optionspflichten aus Wandlungs-/Optionsschuldverschreibungen ausgegeben wurden oder 

noch auszugeben sind, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen während der Laufzeit 

der Erwerbsermächtigung in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz aus-

gegeben worden sind. Konkrete Pläne für eine Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen derzeit 

nicht. 

Der Vorstand soll ferner nach der unter Tagesordnungspunkt 8 lit. b)(2) vorgeschlagenen Ermäch-

tigung die Möglichkeit haben, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien als Sachleistung an-

zubieten und zu übertragen, und sie somit als Gegenleistung insbesondere im Rahmen von Unter-

nehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteili-

gungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Er-

werb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre 

Konzerngesellschaften einzusetzen. Der internationale Wettbewerb und die Globalisierung der 

Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form der Gegenleistung. Die vorgeschlagene Ermächtigung 

soll der Gesellschaft daher die notwendige Flexibilität geben, um sich bietende Akquisitionsmög-

lichkeiten schnell, flexibel und liquiditätsschonend ausnutzen zu können. Dem trägt der vorgeschla-

gene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionärinnen und Aktionäre Rechnung. Bei der Festlegung 

der Bewertungsrelation wird die Gesellschaft sicherstellen, dass die Interessen der Aktionärinnen 

und Aktionäre unter Berücksichtigung des Börsenpreises, aber ohne mathematische Anknüpfung 

daran, angemessen gewahrt werden. Konkrete Pläne für eine Ausnutzung dieser Ermächtigung be-

stehen derzeit nicht. 

Weiterhin sollen erworbene eigene Aktien nach lit. b)(4) der unter Tagesordnungspunkt 8 vorge-

schlagenen Ermächtigung auch zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten, die von der Ge-

sellschaft oder einer Konzerngesellschaft bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen (einschließ-

lich Genussrechten) eingeräumt wurden, oder zur Erfüllung von Wandlungspflichten aus von der 

Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft ausgegebenen Schuldverschreibungen (einschließlich 
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Genussrechten) verwendet werden können. Dies sichert eine noch flexiblere Handhabung und ge-

stattet es, durch Vermeidung der Ausgabe zusätzlicher Aktien den für eine Kapitalerhöhung charak-

teristischen Verwässerungseffekt zu vermeiden. Der Vorstand wird bei der Entscheidung, ob bei 

der Bedienung solcher Erwerbsrechte oder Erwerbspflichten neue Aktien oder eigene Aktien aus-

gegeben werden, die Interessen der Aktionärinnen und Aktionäre angemessen berücksichtigen. 

Dasselbe gilt für die Frage der – gegebenenfalls – auch ausschließlichen – Bedienbarkeit von Schuld-

verschreibungen mit eigenen Aktien. In allen solchen Fällen muss das Bezugsrecht der Aktionärin-

nen und Aktionäre auf die eigenen Aktien ausgeschlossen sein. Dies gilt auch für die Gewährung 

einer marktüblichen Form des Verwässerungsschutzes, soweit den Inhabern beziehungsweise 

Gläubigern von Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft beziehungsweise entspre-

chender Wandlungs-/Optionspflichten bei Bezugsrechtsemissionen der Gesellschaft Aktien in dem 

Umfang gewährt werden, wie sie ihnen nach bereits erfolgter Ausübung dieser Rechte beziehungs-

weise Erfüllung dieser Pflichten zustünden. 

Es soll außerdem nach der unter lit. b)(3) der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Er-

mächtigung die Möglichkeit bestehen, eigene Aktien als Belegschaftsaktien im Rahmen der verein-

barten Vergütung oder gesonderten Programmen, einschließlich Aktienoptionsprogrammen, (ak-

tuellen und ehemaligen) Mitarbeitern der Gesellschaft und ihrer verbundenen Unternehmen sowie 

(aktuellen und ehemaligen) Organmitgliedern von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen 

entgeltlich oder unentgeltlich zum Erwerb anzubieten, zuzusagen und zu übertragen. Die Ausgabe 

von Aktien an diesen Personenkreis stärkt die Identifikation der Berechtigten mit der Gesellschaft 

und die Eigentümerkultur im Unternehmen. Dies liegt auch im Interesse des Unternehmens. Glei-

ches gilt für den bei dieser Verwendung erforderlichen Bezugsrechtsausschluss.  

Auf die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionärinnen und Aktionäre verwende-

ten eigenen Aktien darf während der Laufzeit der vorliegenden Ermächtigung ein rechnerischer An-

teil am Grundkapital von insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirk-

samwerdens der vorliegenden Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt 

ihrer Ausnutzung entfallen. Sofern während der Laufzeit der Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung 

von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder 

zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm ver-

pflichten, Gebrauch gemacht wird, und dabei das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre 

ausgeschlossen wird, ist dies auf die genannte 10 %-Grenze anzurechnen, so dass die Summe der 

insgesamt unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen oder veräußerten Aktien 10 % des 

Grundkapitals nicht überschreiten darf. Die Aktionärinnen und Aktionäre werden auf diese Weise 

zusätzlich gegen eine Verwässerung ihrer bestehenden Beteiligung abgesichert. 

Ferner sollen eigene Aktien nach lit. b)(5) der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Er-

mächtigung zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (Scrip Dividend) verwendet wer-

den können. Sofern zur Durchführung der Aktiendividende ein Bezugsrechtsausschluss im Sinne des 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erforderlich ist, soll der Vorstand in diesem Zusammenhang ermächtigt 

sein, das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre auszuschließen, um eine Aktiendividende 

zu optimalen Bedingungen durchführen zu können. Bei der Aktiendividende unter Verwendung ei-




